
 
 

Für alle GJW-Veranstaltungen müssen folgende Dokumente zur Kenntnis genommen werden: 

- Maßnahmenbedingungen (Seite 1 - 4) 
- Belehrungen zum Infektionsschutzgesetz (Seite 5 + 6) 

  

MASSNAHMENBEDINGUNGEN DES GEMEINDEJUGENDWERKS
(STAND: 1.5.2016)

1. Abschluss des Reisevertrags  

(1) Reiseveranstalter im Sinne der nachfolgenden 
Bestimmungen ist das bei den jeweiligen Reiseange-
boten angegebene Gemeindejugendwerk des Bundes 
Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden in Deutschland 
KdöR. 

(2) Den Freizeiten des Reiseveranstalters kann sich 
grundsätzlich jede Person anschließen, sofern für das 
jeweilige Programm keine Teilnahmebeschränkungen 
angegeben sind. 

(3) Mit der Anmeldung bietet der Kunde dem Reisever-
anstalter den Abschluss eines Reisevertrages verbind-
lich an. Die Anmeldung muss schriftlich vorgenommen 
werden; bei Minderjährigen ist sie vom gesetzlichen 
Vertreter zu unterschreiben.  

(4) Der Reisevertrag kommt mit der Annahme durch 
den Reiseveranstalter zustande. Die Annahme bedarf 
keiner bestimmten Form. Bei oder unverzüglich nach 
Vertragsschluss wird der Reiseveranstalter der teilneh-
menden Person die Reisebestätigung aushändigen.  

(5) Weicht der Inhalt der Reisebestätigung vom Inhalt 
der Anmeldung ab, so liegt ein neues Angebot des Rei-
severanstalters vor, an welches der Reiseveranstalter 
für die Dauer von 10 Tagen gebunden ist. Der Vertrag 
kommt auf der Grundlage dieses neuen Angebots zu-
stande, wenn der Kunde bzw. bei Minderjährigen die 
gesetzliche Vertretung innerhalb der Bindungsfrist dem 
Reiseveranstalter die Annahme erklärt.  

(6) Mit der Anmeldung erkennt der Kunde an, dass die 
Reise nach Form und Inhalt dem christlichen Glauben 
entsprechend konzipiert ist. Von jedem Teilnehmer 
wird erwartet, dass er den Weisungen der verantwortli-
chen Leitung nachkommt.  

(7) Mit der Reisebestätigung erhält der Kunde ein For-
mular „Erklärung des Teilnehmers“ bzw. „Erklärung der 
Erziehungsberechtigten“, welches wahrheitsgemäß 
und vollständig auszufüllen ist und dem Reiseveran-
stalter vom Kunden bzw. seinem gesetzlichen Vertreter 
unterschrieben spätestens bei Reiseantritt vorliegen 
muss. Der Inhalt dieser Erklärung des Teilnehmers 
bzw. seiner Erziehungsberechtigten ist wesentlicher 
Bestandteil des Reisevertrages.  

  

2. Zahlungsbedingungen  

(1) Innerhalb einer Woche nach Erhalt der Reisebestä-
tigung, die als Rechnung gilt, sind 20 % des Reiseprei-
ses anzuzahlen. Die Restzahlung ist 20 Tage vor Rei-
seantritt ohne nochmalige Zahlungsaufforderung auf 
das in der Reisebestätigung genannte Konto zu leisten. 
Rücktritts- und Umbuchungsgebühren sind sofort fällig.  

(2) Wird der vereinbarte Anzahlungsbetrag oder der 
Reisepreis zu den in vorstehendem Absatz genannten 
Terminen nicht bezahlt, ist der Reiseveranstalter nach 

erfolglosem Ablauf einer zur Zahlung gesetzten Nach-
frist zur Auflösung des Reisevertrages und zur Berech-
nung von Schadensersatz in Höhe der entsprechenden 
Rücktrittsgebühren berechtigt, es sei denn, es läge be-
reits zu diesem Zeitpunkt ein zum Rücktritt berechti-
gender Reisemangel vor.  

 

3. Leistungen  

(1) Der Umfang der vertraglich geschuldeten Leistun-
gen ergibt sich aus den Leistungsbeschreibungen im 
Prospekt sowie den hierauf Bezug nehmenden Anga-
ben in der Reisebestätigung.  

(2) Die in dem Prospekt enthaltenen Angaben sind für 
den Reiseveranstalter bindend. Der Reiseveranstalter 
behält sich jedoch ausdrücklich vor, aus sachlich be-
rechtigten, erheblichen und nicht vorhersehbaren 
Gründen vor Vertragsschluss eine Änderung der Pros-
pektangaben zu erklären, über die der Kunde vor Bu-
chung selbstverständlich informiert wird.  

  

4. Leistungsänderungen  

(1) Änderungen oder Abweichungen einzelner Reise-
leistungen von dem vereinbarten Inhalt des Reisever-
trages, die nach Vertragsschluss notwendig werden 
und die vom Reiseveranstalter nicht wider Treu und 
Glauben herbeigeführt wurden, sind nur gestattet, so-
weit die Änderungen oder Abweichungen nicht erheb-
lich sind und den Gesamtzuschnitt der gebuchten 
Reise nicht beeinträchtigen.  

(2) Eventuelle Gewährleistungsansprüche bleiben un-
berührt, soweit die geänderten Leistungen mit Mängeln 
behaftet sind.  

(3) Der Reiseveranstalter ist verpflichtet, den Teilneh-
mer über Leistungsänderungen oder -abweichungen 
unverzüglich in Kenntnis zu setzen.  

(4) Über die Änderung einer wesentlichen Reiseleis-
tung hat der Reiseveranstalter den Teilnehmer unver-
züglich, spätestens jedoch 28 Tage vor Reiseantritt, in 
Kenntnis zu setzen. Im Falle einer erheblichen Ände-
rung einer wesentlichen Reiseleistung ist der Teilneh-
mer berechtigt, ohne Gebühren vom Reisevertrag zu-
rückzutreten oder die Teilnahme an einer mindestens 
gleichwertigen Reise zu verlangen, wenn der Reisever-
anstalter in der Lage ist, eine solche Reise ohne Mehr-
preis für den Teilnehmer aus seinem Angebot anzubie-
ten. Der Teilnehmer hat diese Rechte unverzüglich 
nach der Erklärung des Reiseveranstalters über die 
Änderung der Reiseleistung diesem gegenüber geltend 
zu machen.  

  
  



 
 

5. Rücktritt durch den Teilnehmer, Umbuchungen, 
Ersatzpersonen  

(1) Der Teilnehmer kann jederzeit vor Reisebeginn von 
der Reise zurücktreten. Maßgeblich ist der Zugang der 
Rücktrittserklärung beim Reiseveranstalter. Dem Teil-
nehmer wird empfohlen, den Rücktritt schriftlich zu er-
klären.  

(2) Tritt der Teilnehmer vom Reisevertrag zurück oder 
tritt er die Reise nicht an, kann der Reiseveranstalter 
eine angemessene Entschädigung verlangen, deren 
Höhe sich nach dem Reisepreis unter Abzug des Wer-
tes der vom Reiseveranstalter ersparten Aufwendun-
gen sowie dessen, was der Reiseveranstalter durch 
anderweitige Verwendung der Reiseleistungen erwer-
ben kann, bestimmt.  

(3) Der Reiseveranstalter kann diesen Ersatzanspruch 
unter Berücksichtigung der nachstehenden Gliederung 
nach der Nähe des Zeitpunktes des Rücktritts vom ver-
traglich vereinbarten Reisebeginn in einem prozentua-
len Verhältnis zum Reisepreis wie folgt pauschalieren: 

- bis zum 60. Tag vor Reiseantritt: 10 %  
- vom 59. bis 30. Tag vor Reiseantritt: 20 % 
- vom 29. bis 15. Tag vor Reiseantritt: 40 % 
- vom 14. bis 8. Tag vor Reiseantritt: 60 %  
- vom 7. bis 1. Tag vor Reiseantritt: 80 %  
- Bei Rücktritt am Tag des Reiseantritts oder bei 

Nichtantritt der Reise pauschal 80 % zuzüglich wei-
terer angefallener Kosten des Reiseveranstalters 
gem. 5 (2).  

Der Teilnehmer schuldet den pauschalierten Scha-
densersatzanspruch nicht, wenn er den Nachweis er-
bringt, dass dem Reiseveranstalter durch seinen Rück-
tritt von der Reise kein Schaden entstanden ist oder 
dass der dem Reiseveranstalter entstandene Schaden 
wesentlich niedriger ist als die Pauschale.  

(4) Auf Wunsch des Teilnehmers nimmt der Reisever-
anstalter, soweit durchführbar, bis zum 60. Tag vor 
Reiseantritt eine Abänderung der Reisebestätigung 
(Umbuchung) vor. Zur Abgeltung des erforderlichen 
Verwaltungsaufwands erhebt der Reiseveranstalter 
eine Bearbeitungsgebühr von € 20.-. Sofern dem Rei-
severanstalter durch die Umbuchung Kosten gegen-
über einzelnen Leistungsträgern entstehen, sind diese 
vom Teilnehmer zu erstatten. Als Umbuchungen gelten 
Änderungen des Reisetermins, des Reiseziels, des Or-
tes des Reiseantritts, der Unterkunft oder der Beförde-
rung; bei Linienflügen, sobald das Ticket ausgestellt ist, 
zusätzlich Änderungen der Abflugzeit. Änderungen ab 
dem 59. Tag vor Reiseantritt sowie Änderungen über 
den Geltungszeitraum der der Buchung zugrundelie-
genden Katalogausschreibung hinaus können, sofern 
ihre Durchführung überhaupt möglich ist, nur nach 
Rücktritt vom Reisevertrag zu den Bedingungen ge-
mäß der vorstehenden Absätze 1 bis 3 bei gleichzeiti-
ger Neuanmeldung vorgenommen werden. Dies gilt 
nicht bei Umbuchungswünschen, die nur geringe Kos-
ten verursachen.  

(5) Bis zum Reisebeginn kann der Teilnehmer verlan-
gen, dass statt seiner ein Dritter in die Rechte und 
Pflichten aus dem Reisevertrag eintritt. Der Reisever-
anstalter kann dem Eintritt des Dritten widersprechen, 
wenn dieser den besonderen Reiseerfordernissen nicht 
genügt oder seiner Teilnahme gesetzliche Vorschriften 
oder behördliche Anordnungen entgegenstehen.  

(6) Ferner ist der Veranstalter berechtigt, für den ihm 
durch die Teilnahme der Ersatzperson entstehenden 
Bearbeitungs- und Kostenaufwand eine pauschale Ent-
schädigung zu verlangen. Diese beträgt 10% des Rei-
sepreises, maximal jedoch € 20.-. Das Recht des Teil-
nehmers und der Ersatzperson zum Nachweis niedri-
gerer oder nicht entstandener Kosten bleibt unberührt; 
ebenfalls kann der Veranstalter nachweisen, dass ihm 
höhere Kosten entstanden sind. Für den Reisepreis 
und die durch den Eintritt der Ersatzperson entstehen-
den Kosten haften der angemeldete Teilnehmer und 
die Ersatzperson als Gesamtschuldner. 

  

6. Nicht in Anspruch genommene Leistung  

Nimmt der Teilnehmer einzelne Reiseleistungen infolge 
vorzeitiger Rückreise oder aus sonstigen zwingenden 
Gründen nicht in Anspruch, so wird sich der Reisever-
anstalter bei den Leistungsträgern um Erstattung der 
ersparten Aufwendungen bemühen. Diese Verpflich-
tung entfällt, wenn es sich um völlig unerhebliche Leis-
tungen handelt oder wenn einer Erstattung gesetzliche 
oder behördliche Vorschriften entgegenstehen.  

  

7. Rücktritt und Kündigung durch den Reiseveran-
stalter  

Der Reiseveranstalter kann in folgenden Fällen vor An-
tritt der Reise vom Reisevertrag zurücktreten oder 
nach Antritt der Reise den Reisevertrag kündigen:  

a) Zu einem Ausschluss des Teilnehmers von der 
Reise ist der Reiseveranstalter berechtigt, wenn der 
Teilnehmer ungeachtet mindestens einer Abmahnung 
wiederholt:  
- gegen  geltende Jugendschutzbestimmungen ver-
stößt,  
- grob gegen die Sitten und Gebräuche des Gastlan-
des verstößt,  
- das Miteinander in der Gruppe nachhaltig und unzu-
mutbar beeinträchtigt,  
- die Anordnungen der örtlichen Reiseleitung vorwerf-
bar missachtet.  

Kündigt der Reiseveranstalter, so behält er den An-
spruch auf den Reisepreis; er muss sich jedoch den 
Wert der ersparten Aufwendungen sowie diejenigen 
Vorteile anrechnen lassen, die er aus einer anderweiti-
gen Verwendung der nicht in Anspruch genommenen 
Leistung erlangt oder zu erlangen böswillig unterlässt, 
einschließlich der ihm von den Leistungsträgern gutge-
brachten Beträge;  

b) bis 25 Tage vor Reiseantritt bei Nichterreichen einer 
ausgeschriebenen Mindestteilnehmerzahl, wenn in der 
Reiseausschreibung für die entsprechende Reise auf 
eine Mindestteilnehmerzahl hingewiesen wird. In jedem 
Fall ist der Reiseveranstalter verpflichtet, den Teilneh-
mer unverzüglich nach Eintritt der Voraussetzung für 
die Nichtdurchführung der Reise hiervon in Kenntnis zu 
setzen und ihm die Rücktrittserklärung unverzüglich 
zuzuleiten. Der Teilnehmer erhält den eingezahlten 
Reisepreis unverzüglich zurück. Sollte bereits zu einem 
früheren Zeitpunkt ersichtlich sein, dass die  Mindest-
teilnehmerzahl nicht erreicht werden kann, hat der Rei-
severanstalter den Teilnehmer davon zu unterrichten.  

  



 
 

8. Aufhebung des Vertrages wegen außergewöhn-
licher Umstände  

(1) Wird die Reise infolge bei Vertragsschluss nicht vo-
raussehbarer höherer Gewalt erheblich erschwert, ge-
fährdet oder beeinträchtigt, können sowohl der Reise-
veranstalter als auch der Teilnehmer den Vertrag kün-
digen. Wird der Vertrag gekündigt, so kann der Reise-
veranstalter für die bereits erbrachten oder zur Beendi-
gung der Reise noch zu erbringenden Reiseleistungen 
eine angemessene Entschädigung verlangen.  

(2) Der Reiseveranstalter ist verpflichtet, die notwendi-
gen Maßnahmen zu treffen, insbesondere, falls der 
Vertrag die Rückbeförderung umfasst, den Teilnehmer 
zurückzubefördern. Die Mehrkosten für die Rückbeför-
derung sind von den Parteien je zur Hälfte zu tragen. 
Im Übrigen fallen die Mehrkosten dem Teilnehmer zur 
Last.  

  

9. Haftung des Reiseveranstalters  

(1) Der Reiseveranstalter haftet im Rahmen der Sorg-
faltspflicht eines ordentlichen Kaufmanns für  1. die ge-
wissenhafte Reisevorbereitung;  

2. die sorgfältige Auswahl und Überwachung der Leis-
tungsträger;  

3. die Richtigkeit der Beschreibung aller im Katalog 
angegebenen Reiseleistungen, sofern der Reiseveran-
stalter nicht gemäß Ziffer 3 vor Vertragsschluss eine 
Änderung der Prospektangaben erklärt hat; 4. die ord-
nungsgemäße Erbringung der vereinbarten Reiseleis-
tungen.  

(2) Der Reiseveranstalter haftet für ein Verschulden 
der mit der Leistungserbringung betrauten Personen.  

  

10. Gewährleistung  

(1) Wird die Reise nicht vertragsgemäß erbracht, so 
kann der Teilnehmer Abhilfe verlangen. Der Reisever-
anstalter kann die Abhilfe verweigern, wenn sie einen 
unverhältnismäßigen Aufwand erfordert.  

(2) Der Reiseveranstalter kann auch in der Weise Ab-
hilfe schaffen, dass er eine gleichwertige Ersatzleis-
tung erbringt.  

(3) Für die Dauer einer nicht vertragsgemäßen Erbrin-
gung der Reise kann der Teilnehmer eine entspre-
chende Herabsetzung des Reisepreises verlangen 
(Minderung). Der Reisepreis ist in dem Verhältnis her-
abzusetzen, in welchem zur Zeit des Verkaufs der Wert 
der Reise in mangelfreiem Zustand zu dem wirklichen 
Wert gestanden haben würde. Die Minderung tritt nicht 
ein, soweit es der Teilnehmer schuldhaft unterlässt, 
den Mangel anzuzeigen.  

(4) Wird eine Reise infolge eines Mangels erheblich 
beeinträchtigt und leistet der Reiseveranstalter inner-
halb einer angemessenen Frist keine Abhilfe, so kann 
der Teilnehmer im Rahmen der gesetzlichen Bestim-
mungen den Reisevertrag - in seinem eigenen Inte-
resse und aus Beweissicherungsgründen zweckmäßig 
durch schriftliche Erklärung – kündigen. Dasselbe gilt, 
wenn dem Teilnehmer die Reise infolge eines Mangels 
aus wichtigem, für den Reiseveranstalter erkennbarem 
Grund, nicht zuzumuten ist. Eines vorhergehenden Ab-
hilfeverlangens bedarf es nur dann nicht, wenn Abhilfe 
unmöglich ist oder vom Reiseveranstalter verweigert 

wird oder wenn die sofortige Kündigung des Vertrages 
durch ein besonderes Interesse des Teilnehmers ge-
rechtfertigt wird.  

(5) Der Teilnehmer schuldet dem Reiseveranstalter 
den auf die in Anspruch genommenen Leistungen ent-
fallenden Teil des Reisepreises, sofern diese Leistun-
gen für ihn von Interesse waren.  

(6) Der Teilnehmer kann unbeschadet der Minderung 
oder der Kündigung Schadensersatz wegen Nichterfül-
lung verlangen, es sei denn, der Mangel der Reise be-
ruht auf einem Umstand, den der Reiseveranstalter 
nicht zu vertreten hat.  

  

11. Beschränkung der Haftung  

(1) Die vertragliche Haftung des Reiseveranstalters für 
Schäden, die nicht Körperschäden sind, ist auf den 
dreifachen Reisepreis beschränkt,  

1. soweit ein Schaden des Teilnehmers weder vorsätz-
lich noch grob fahrlässig herbeigeführt wird oder 2. so-
weit der Reiseveranstalter für einen dem Teilnehmer 
entstehenden Schaden allein wegen des Verschuldens 
eines Leistungsträgers verantwortlich ist.  

(2) Für alle gegen den Reiseveranstalter gerichteten 
Schadensersatzansprüche aus unerlaubter Handlung, 
die nicht auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit beru-
hen, haftet der Reiseveranstalter bei Sachschäden bis 
4.100,00 EUR; übersteigt der dreifache Reisepreis 
diese Summe, ist die Haftung für Sachschäden auf die 
Höhe des dreifachen Reisepreises beschränkt. Diese 
Haftungshöchstsummen gelten jeweils je Teilnehmer 
und Reise. 

(3) Der Reiseveranstalter haftet nicht für Leistungsstö-
rungen im Zusammenhang mit Leistungen, die als 
Fremdleistungen lediglich vermittelt werden (z.B. 
Sportveranstaltungen, Theaterbesuche, Ausstellungen 
usw.) und die in der Reiseausschreibung ausdrücklich 
als Fremdleistungen gekennzeichnet werden.  

(4) Ein Schadensersatzanspruch gegen den Reisever-
anstalter ist insoweit beschränkt oder ausgeschlossen, 
als aufgrund internationaler Übereinkommen oder auf 
solchen beruhenden gesetzlichen Vorschriften, die auf 
die von einem Leistungsträger zu erbringenden Leis-
tungen anzuwenden sind, ein Anspruch auf Schadens-
ersatz gegen den Leistungsträger nur unter bestimm-
ten Voraussetzungen oder Beschränkungen geltend 
gemacht werden kann oder unter bestimmten Voraus-
setzungen ausgeschlossen ist.  

(5) Kommt dem Reiseveranstalter bei der Luftbeförde-
rung die Stellung eines vertraglichen Luftfrachtführers 
zu, so regelt sich die Haftung nach den Bestimmungen 
des Luftverkehrsgesetzes in Verbindung mit den inter-
nationalen Abkommen von Warschau, Den Haag und 
Guadalajara sowie der Montrealer Vereinbarung (nur 
für Flüge nach USA und Kanada). Diese Abkommen 
beschränken in der Regel die Haftung des Luftfracht-
führers für Tod oder Körperverletzung sowie für Ver-
luste und Beschädigungen von Gepäck.  

(6) Kommt dem Reiseveranstalter bei Schiffsreisen die 
Stellung eines vertraglichen Reeders zu, so regelt sich 
die Haftung auch nach den Bestimmungen des Han-
delsgesetzbuches und des Binnenschifffahrtgesetzes.  

  



 
 

12. Mitwirkungspflicht  

(1) Der Teilnehmer ist verpflichtet, bei aufgetretenen 
Leistungsstörungen im Rahmen der gesetzlichen Best-
immungen mitzuwirken, eventuelle Schäden zu vermei-
den oder gering zu halten.  

(2) Der Teilnehmer ist insbesondere verpflichtet, seine 
Beanstandungen unverzüglich der örtlichen Reiselei-
tung zur Kenntnis zu geben. Diese ist beauftragt, für 
Abhilfe zu sorgen, sofern dies möglich ist. Unterlässt 
es der Teilnehmer schuldhaft, einen Mangel anzuzei-
gen, so tritt ein Anspruch auf Minderung nicht ein.  

  

13. Ausschluss von Ansprüchen und Verjährung  

(1) Ansprüche wegen nicht vertragsgemäßer Erbrin-
gung der Reise hat der Teilnehmer innerhalb eines Mo-
nats nach vertraglich vorgesehener Beendigung der 
Reise gegenüber dem Reiseveranstalter geltend zu 
machen. Nach Ablauf der Frist kann der Teilnehmer 
Ansprüche nur noch geltend machen, wenn er ohne 
Verschulden an der Einhaltung der Frist verhindert 
worden ist.  

(2) Ansprüche des Teilnehmers nach den §§ 651 c bis 
651 f BGB verjähren in einem Jahr. Die Verjährung be-
ginnt mit dem Tag, an dem die Reise dem Vertrag 
nach enden sollte. Schweben zwischen dem Teilneh-
mer und dem Reiseveranstalter Verhandlungen über 
den Anspruch oder die den Anspruch begründenden 
Umstände, so ist die Verjährung gehemmt, bis der Teil-
nehmer oder der Reiseveranstalter die Fortsetzung der 
Verhandlungen verweigert. Die Verjährung tritt frühes-
tens drei Monate nach dem Ende der Hemmung ein.  

  

14. Pass-, Visa- und Gesundheitsvorschriften  

(1) Der Reiseveranstalter steht dafür ein, Staatsange-
hörige des Staates, in dem die Reise angeboten wird, 
über Bestimmungen von Pass-, Visa- und Gesund-
heitsvorschriften sowie deren eventuelle Änderungen 
vor Reiseantritt zu unterrichten. Für Angehörige ande-
rer Staaten gibt das zuständige Konsulat Auskunft.  

(2) Der Reiseveranstalter haftet nicht für die rechtzei-
tige Erteilung und den Zugang notwendiger Visa durch 
die jeweilige diplomatische Vertretung, wenn der Teil-
nehmer den Reiseveranstalter mit der Besorgung be-
auftragt hat, es sei denn, dass der Reiseveranstalter 
die Verzögerung zu vertreten hat.  

(3) Der Teilnehmer ist für die Einhaltung aller für die 
Durchführung der Reise wichtigen Vorschriften selbst 
verantwortlich. Alle Nachteile, insbesondere die Zah-
lung von Rücktrittskosten, die aus der Nichtbefolgung 
dieser Vorschriften erwachsen, gehen zu seinen Las-
ten, es sei denn, sie sind durch eine schuldhafte 
Falsch- oder Nichtinformation des Reiseveranstalters 
bedingt. 

  

15. Versicherungen, Sicherheitshinweis  

Das Gemeindejugendwerk empfiehlt den Abschluss 
von Versicherungen (Reiserücktrittsversicherung, etc.) 
um die mit einem Rücktritt bzw. der Beförderung 
grundsätzlich verbundenen Risiken und Kosten zu min-
dern. Diese Versicherung muss spätestens 7 Tage 
nach Vertragsabschluss abgeschlossen werden.  

  

16. Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen  

Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen des Rei-
severtrages hat nicht die Unwirksamkeit des gesamten 
Reisevertrages zur Folge. Gleiches gilt für die vorlie-
genden Reisebedingungen.  

  

17. Gerichtsstand  

(1) Der Gerichtsstand des Reiseveranstalters ist die 
Adresse des Geschäftsstellensitzes des veranstalten-
den Gemeindejugendwerkes. 

(2) Für Klagen des Reiseveranstalters gegen den Teil-
nehmer ist der Wohnsitz des Teilnehmers maßgebend, 
es sei denn, die Klage richtet sich gegen Vollkaufleute 
oder Personen, die nach Abschluss des Vertrages ih-
ren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort ins 
Ausland verlegt haben, oder deren Wohnsitz oder ge-
wöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung 
nicht bekannt ist. In diesen Fällen ist der Sitz des Rei-
severanstalters maßgebend.  

(3) Die Beziehungen zwischen den Vertragsparteien 
richten sich ausschließlich nach dem in der Bundesre-
publik Deutschland geltenden Recht.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
Ergänzende Hinweise: 

- Die in den Maßnahmenbedingungen verwen-
dete sprachliche Form der Personenbeschreibung 
erlaubt keinen Rückschluss auf das Geschlecht. 
- Wir weisen darauf hin, dass die Teilnehmer im 
Rahmen des Programms freie Zeit haben, in der 
sie altersentsprechend selbstständig und ohne di-
rekte Aufsicht unterwegs sein dürfen.  
- Bei Kindern mit Zecken entfernen die Freizeit-
mitarbeiter Zecken selbständig.  



 

GEMEINSAM VOR INFEKTIONEN SCHÜTZEN 
Belehrung für Eltern und sonstige Sorgeberechtigte gemäß § 34 Abs. 5 Satz 2 Infektionsschutzgesetz 

 

In Ferienlagern, auf Events oder Schulungen befinden sich viele Menschen auf engem Raum. 

Daher können sich hier Infektionskrankheiten besonders leicht ausbreiten.  

Aus diesem Grund enthält das Infektionsschutzgesetz eine Reihe von Regelungen, die dem 

Schutz aller Kinder und auch des Personals in Gemeinschaftseinrichtungen vor ansteckenden 

Krankheiten dienen. Über diese wollen wir Sie mit diesem Merkblatt informieren.  

 

1. Gesetzliche Besuchsverbote  

Das Infektionsschutzgesetz schreibt vor, dass eine Person nicht an Maßnahmen des Gemein-

dejugendwerkes teilnehmen darf, wenn es an bestimmten Infektionskrankheiten erkrankt ist 

oder ein entsprechender Krankheitsverdacht besteht. Diese Krankheiten sind in der Tabelle 1 

auf der folgenden Seite aufgeführt.   

Bei einigen Infektionen ist es möglich, dass Ihr Kind die Krankheitserreger nach durch-gemach-

ter Erkrankung (oder seltener: ohne krank gewesen zu sein) ausscheidet. Auch in diesem Fall 

können sich Teilnehmende oder Mitarbeitende anstecken. Nach dem Infektionsschutzgesetz 

ist deshalb vorgesehen, dass die „Ausscheider“ bestimmter Bakterien nur mit Zustimmung des 

Gesundheitsamtes und unter Beachtung der festgelegten Schutzmaßnahmen wieder an Maß-

nahmen teilnehmen dürfen (Tabelle 2 auf der folgenden Seite).   

Bei manchen besonders schwerwiegenden Infektionskrankheiten muss Ihr Kind bereits dann 

zu Hause bleiben, wenn eine andere Person bei Ihnen im Haushalt erkrankt ist oder der Ver-

dacht auf eine dieser Infektionskrankheiten besteht (Tabelle 3 auf der folgenden Seite).   

Natürlich müssen Sie die genannten Erkrankungen nicht selbst erkennen können. Aber Sie 

sollten bei einer ernsthaften Erkrankung Ihres Kindes ärztlichen Rat in Anspruch nehmen (z.B. 

bei hohem Fieber, auffallender Müdigkeit, wiederholtem Erbrechen, Durchfällen und anderen 

ungewöhnlichen oder besorgniserregenden Symptomen). Ihr/-e Kinderarzt/-ärztin wird Ihnen 

darüber Auskunft geben, ob Ihr Kind eine Erkrankung hat, die eine Teilnahme an unseren 

Maßnahmen nach dem Infektionsschutzgesetz verbietet.  

Gegen einige der Krankheiten stehen Schutzimpfungen zur Verfügung. Ist Ihr Kind ausrei-

chend geimpft, kann das Gesundheitsamt darauf verzichten, ein Besuchsverbot auszuspre-

chen.  

 

2. Mitteilungspflicht  

Falls bei Ihrem Kind aus den zuvor genannten Gründen ein Besuchsverbot besteht, informie-

ren Sie uns bitte unverzüglich darüber und über die vorliegende Krankheit. Dazu sind Sie ge-

setzlich verpflichtet und tragen dazu bei, dass wir zusammen mit dem Gesundheitsamt die 

notwendigen Maßnahmen gegen eine Weiterverbreitung ergreifen können. 

 

3. Vorbeugung ansteckender Krankheiten 

Wir sind nach dem Infektionsschutzgesetz verpflichtet, über allgemeine Möglichkeiten zur Vor-

beugung ansteckender Krankheiten aufzuklären.   

Wir empfehlen Ihnen daher unter anderem darauf zu achten, dass Ihr Kind allgemeine Hygie-

neregeln einhält. Dazu zählt vor allem das regelmäßige Händewaschen vor dem Essen, nach 

dem Toilettenbesuch oder nach Aktivitäten im Freien.   

Ebenso wichtig ist ein vollständiger Impfschutz bei Ihrem Kind. Impfungen stehen teilweise 

auch für solche Krankheiten zur Verfügung, die durch Krankheitserreger in der Atemluft verur-

sacht werden und somit durch allgemeine Hygiene nicht verhindert werden können (z.B. Ma-

sern, Mumps und Windpocken).  

Weitere Infos zu Impfungen finden Sie unter der Homepage www.impfeninfo.de der BzGA.  

Sollten Sie noch Fragen haben, wenden Sie sich bitte an Ihre/n Haus- oder Kinderarzt/-ärztin 

oder an Ihr Gesundheitsamt. 

http://www.impfeninfo.de/


 

  

 

Tabelle 1: Besuchsverbot von Gemeinschaftseinrichtungen und Mitteilungspflicht der Sorge-

berechtigten bei Verdacht auf oder Erkrankung an folgenden Krankheiten  
 

• ansteckende Borkenflechte (Impetigo con-
tagiosa) 

• ansteckungsfähige Lungentuberkulose 
• bakterieller Ruhr (Shigellose) Cholera   
• Darmentzündung (Enteritis), die durch E-

HEC verursacht wird   
• Diphtherie 
• durch Hepatitisviren A oder E verursachte 

Gelbsucht/Leberentzündung (Hepatitis A o-
der E) 

• Hirnhautentzündung durch Hib-Bakterien 
• infektiöser, das heißt von Viren oder Bakte-

rien verursachter, Durchfall und /oder Erb-
rechen (gilt nur für Kindern unter 6 Jahren) 

• Keuchhusten (Pertussis)   

• Kinderlähmung (Poliomyelitis) 
• Kopflausbefall (wenn die korrekte Be-

handlung noch nicht begonnen wurde) 
• Krätze (Skabies) 
• Masern  
• Meningokokken-Infektionen  
• Mumps  
• Pest  
• Scharlach oder andere Infektionen mit 

dem 
• Bakterium Streptococcus pyogenes  
• Typhus oder Paratyphus   
• Windpocken (Varizellen)  
• virusbedingtes hämorrhagisches Fie-

ber (z.B. Ebola)  

 
 

Tabelle 2: Besuch von Gemeinschaftseinrichtungen nur mit Zustimmung des Gesundheitsam-

tes und Mitteilungspflicht der Sorgeberechtigten bei Ausscheidung folgender Krankheitserre-

ger  
 

• Cholera-Bakterien  
• Diphtherie-Bakterien  
• EHEC-Bakterien  

• Typhus- oder Paratyphus-Bakterien 
• Shigellenruhr-Bakterien  

  

 

Tabelle 3: Besuchsverbot und Mitteilungspflicht der Sorgeberechtigten bei Verdacht auf oder 

Erkrankung an folgenden Krankheiten bei einer anderen Person in der Wohngemeinschaft  
 

• ansteckungsfähige Lungentuberkulose   
• bakterielle Ruhr (Shigellose)  
• Cholera  
• Darmentzündung (Enteritis), die durch E-

HEC verursacht wird 
• Diphtherie  
• durch Hepatitisviren A oder E verursachte 

Gelbsucht/Leberentzündung (Hepatitis A 
oder E)  

• Hirnhautentzündung durch Hib-Bakterien  
• Kinderlähmung (Poliomyelitis)  
• Masern  
• Meningokokken-Infektionen  
• Mumps  
• Pest  
• Typhus oder Paratyphus  virusbedingtes 
• hämorrhagisches Fieber (z.B. Ebola)  
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